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Antrag 

der Abgeordneten Steffi Lemke, Ulrike Höfken und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Konsequenzen aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts zu den 
landwirtschaftlichen Altschulden 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat mit seinem Urteil zu 
den sog. Altschulden der LPG-Nachfolgetietriebe vom 8. April 
1997 (Az: 1 BvR 48/94) die bestehende Altschuldenregelung für 
verfassungskonform erklärt. Dennoch sieht das BVerfG durch die 
jetzige Regelung (bilanzielle Entlastung) einen Eingriff in den 
Schutzbereich des Grundrechts der freien Entfaltung der Persön- 
lichkeit (Artikel 2 Abs. 1 GG) r weil nicht absehbar sei, ob eine 
Entlastung der LPG-Nachfolgebetriebe in verfassungsrechtlich 
gebotenem Maße erreicht wird. 

Das BVerfG leitet daraus eine Verpflichtung des Gesetzgebers zur 
Überprüfung der getroffenen Entschuldungsregelung ab. Ergibt 
diese Überprüfung, daß durch die derzeitige Regelung (Rang- 
rücktrittsvereinbarung, bilanzielle Entlastung und Besserungs- 
scheinregelung) Betriebe in ihrer Existenz gefährdet werden bzw. 
eine Entschuldung nicht erreicht werden kann, so ist eine gesetz- 
liche Neuregelung erforderlich. 

Durch die bilanzielle Entlastung wurde eine Gesamtvollstreckung 
überschuldeter Unternehmen zwar kurzfristig abgewendet, aber 
die Altschulden wachsen durch Verzinsung weiter an, auch wenn 
sie in der Unternehmensbilanz nicht mehr auftauchen. Bereits heu- 
te ist absehbar, daß eine Vielzahl der LPG-Nachfolgebetriebe un- 
ter den bestehenden ökonomischen Rahmenbedingungen in der 
Landwirtschaft nicht in der Lage sein wird, die Altschulden in 
einem wirtschaftlich vernünftigen Zeitraum zu tilgen (siehe auch 
Stellungnahmen in der Anhörung des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten zu den LPG-Altschulden am 20. Sep- 
tember 1995). Mit fortschreitender Zeit wird die bilanzielle Entla- 
stung damit zur unüberwindbaren Belastung für die betroffenen 
Betriebe. 
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Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. mit der Überprüfung der Altschuldenregelung gemäß dem 
Auftrag des BVerfG sofort zu beginnen und bis zum 1. Januar 
1998 ein Konzept zur Unterstützung der mit Altschulden bela- 
steten Landwirtschaftsbetriebe vorzulegen; 

2. darauf hinzuwirken, daß die in der Besserungsscheinregelung 
festgelegte Aufteilung der Rückzahlung nach Zins und Tilgung 
analog zum Steuerrecht so geändert wird, daß alle Zahlungen 
zunächst zur Bedienung der Hauptlast (Kredittilgung) ver- 
wendet werden; 

3. in Verhandlungen mit den Gläubigerbanken dafür einzutre- 
ten, daß für die verbleibende Altschuldensumme die betriebs- 
individuell günstigsten Tilgungsbedingungen festgelegt oder 
die Altschulden durch Vergleiche abgelöst werden. 


Bonn, den 7. Mai 1997 

Steffi Lemke 
Ulrike Höfken 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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